
 

Änderungstarifvertrag Nr. 19 

vom 18. Mai 2022 

zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 

vom 13. September 2005 

Zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland,  

vertreten durch das Bundesministerium des Innern und für Heimat, 

und 

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA), 

vertreten durch den Vorstand, 

einerseits 

und 

[den vertragsschließenden Gewerkschaften] *) 

andererseits 

wird Folgendes vereinbart: 

  

                                            
*) Vertragschließende Gewerkschaften sind die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die zu-
gleich für die Gewerkschaft der Polizei (GdP), die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) 
und die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) handelt, und zum anderen der dbb beam-
tenbund und tarifunion (dbb). Mit beiden Gewerkschaften wurden getrennte, aber inhaltsgleiche Tarif-
verträge abgeschlossen. 
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§ 1 

Wiederinkraftsetzen gekündigter Vorschriften des TVöD  

Teil B Abschnitt XXIV. der Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) - des Tarifvertrags für den 

öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005, zuletzt geändert durch den Än-

derungstarifvertrag Nr. 18 vom 25. Oktober 2020, wird wieder in Kraft gesetzt. 

§ 2 

Änderungen des TVöD zum 1. Januar 2022 

Der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005, zuletzt 

geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 18 vom 25. Oktober 2020, wird wie folgt 

geändert: 

1. § 36 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Auf Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst finden die Regelungen 

der §§ 1 und 2a der Anlage zu Abschnitt VIII Sonderregelungen (VKA) § 56 

BT-V auch dann Anwendung, wenn sie außerhalb des Geltungsbereichs 

des TVöD-V oder des TVöD-B tätig sind.“ 

2. In § 39 Absatz 4 wird in der Protokollerklärung zum Buchstaben i die Angabe 

„30. Juni 2020“ durch die Angabe „31. Dezember 2026“ ersetzt. 

§ 3 

Änderungen des TVöD zum 1. Juli 2022 

Der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005, zuletzt 

geändert durch § 2 dieses Änderungstarifvertrags, wird wie folgt geändert: 

Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TVöD – Entgeltordnung (VKA) wird wie folgt 

geändert: 

3. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 2 wird wie folgt gefasst: 

„Entgeltgruppe S 2 

Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern, Sozialassis-

tentinnen/Sozialassistenten und Heilerziehungspflegehelferinnen/Heilerzie-

hungspflegehelfern mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)“ 
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4. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 3 wird wie folgt gefasst: 

„Entgeltgruppe S 3 

Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger, Sozialassistentinnen/Sozialassistenten und 

Heilerziehungspflegehelferinnen/Heilerziehungspflegehelfer mit staatlicher Aner-

kennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sons-

tige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)“ 

5. Die Fallgruppe 1 des Tätigkeitsmerkmals der Entgeltgruppe S 4 wird wie folgt 

gefasst: 

„1. Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger, Sozialassistentinnen/Sozialassistenten 

und Heilerziehungspflegehelferinnen/Heilerziehungspflegehelfer mit staatli-

cher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätig-

keit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 

und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen 

fachlichen Tätigkeiten.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)“ 

6. Im Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 7 wird die Angabe „Protokollerklä-

rung Nr. 1“ durch die Wörter „Protokollerklärungen Nrn. 1, 1a und 17“ ersetzt.  

7. Die Entgeltgruppe S 8a wird wie folgt geändert: 

a. Der bisherige Text der Entgeltgruppe S 8a wird zur Fallgruppe 1 und er-

hält den Zähler „1.“. 

b. Nach der Angabe „Nrn. 1,“ wird die Angabe „1a,“ eingefügt. 

c. Folgende neue Fallgruppe 2 wird angefügt: 

„2. Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung und einer abge-

schlossenen Weiterbildung als geprüfte Fachkraft für Arbeits- und Be-

rufsförderung als Gruppenleiterin/Gruppenleiter in Ausbildungs- oder 

Berufsförderungswerkstätten oder in Werkstätten für behinderte Men-

schen. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 1a)“ 
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8. Die Entgeltgruppe S 8b wird wie folgt geändert: 

a. In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „Nrn. 1,“ die Angabe „1a,“ ein-

gefügt. 

b. In der Fallgruppe 2 wird die Angabe „Protokollerklärung Nr. 1“ durch die 

Angabe „Protokollerklärungen Nrn. 1 und 1a“ ersetzt. 

c. In der Fallgruppe 3 wird die Angabe „Protokollerklärung Nr. 1“ durch die 

Angabe „Protokollerklärungen Nrn. 1 und 1a“ ersetzt. 

9. Die Entgeltgruppe S 9 wird wie folgt geändert: 

a. In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „Nrn. 1,“ die Angabe „1a,“ ein-

gefügt. 

b. In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe „Nrn. 1,“ die Angabe „1a,“ ein-

gefügt. 

c. In der Fallgruppe 3 wird nach der Angabe „Nrn. 1,“ die Angabe „1a,“ ein-

gefügt. 

d. In der Fallgruppe 4 wird die Angabe „Protokollerklärung Nr. 8“ durch die 

Angabe „Protokollerklärungen Nrn. 1a und 8“ ersetzt. 

e. In der Fallgruppe 5 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

10. In der Entgeltgruppe S 11a wird die Angabe „Nrn. 4“ durch die Angabe „Nrn. 1a, 

4“ ersetzt. 

11. Die Entgeltgruppe S 13 wird wie folgt geändert: 

a. In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

b. In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

12. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 14 wird wie folgt gefasst: 

„Entgeltgruppe S 14 

Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen 

mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abge-

schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 

vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit 
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sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 

Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, die Entscheidungen zur Ver-

meidung der Gefährdung des Kindeswohls treffen und in Zusammenarbeit mit 

dem Familiengericht bzw. Betreuungsgericht Maßnahmen einleiten, welche zur 

Gefahrenabwehr erforderlich sind, oder mit gleichwertigen Tätigkeiten, die für die 

Entscheidung zur zwangsweisen Unterbringung von Menschen mit psychischen 

Krankheiten erforderlich sind (z.B. Sozialpsychiatrischer Dienst der örtlichen Stel-

len der Städte, Gemeinden und Landkreise). 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 13, 14 und 15)“ 

13. Die Entgeltgruppe S 15 wird wie folgt geändert: 

a. In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

b. In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

c. In der Fallgruppe 3 wird die Angabe „Protokollerklärung Nr. 8“ durch die 

Angabe „Protokollerklärungen Nrn. 1a und 8“ ersetzt. 

d. In der Fallgruppe 4 wird nach der Angabe „Nrn. die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

e. In der Fallgruppe 5 wird nach der Angabe „Nrn. 1“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

14. Die Entgeltgruppe S 16 wird wie folgt geändert: 

a. In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

b. In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

c. In der Fallgruppe 3 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

d. In der Fallgruppe 4 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

e. In der Fallgruppe 5 wird nach der Angabe „Nrn. 1“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 
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f. In der Fallgruppe 6 wird nach der Angabe „Nrn. 1“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

15. Die Entgeltgruppe S 17 wird wie folgt geändert: 

a. In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

b. In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

c. In der Fallgruppe 3 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a“ einge-

fügt. 

d. In der Fallgruppe 4 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a“ einge-

fügt. 

e. In der Fallgruppe 5 wird nach der Angabe „Nrn. 1“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

16. Die Entgeltgruppe S 18 wird wie folgt geändert:  

a. In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

b. In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe „Nrn.“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

c. In der Fallgruppe 3 wird nach der Angabe „Nrn. 1“ die Angabe „1a,“ einge-

fügt. 

17. Die Protokollerklärung Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a. Satz 1 wie folgt gefasst: 

„1Die Beschäftigten – ausgenommen die in Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkei-

ten der Fallgruppe 2, Entgeltgruppe S 7, Entgeltgruppe S 8a bei Tätigkeiten 

der Fallgruppe 2 und Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 

eingruppierten Beschäftigten – erhalten für die Dauer der Tätigkeit in einer 

besonderen Wohnform (insbesondere stationäre Einrichtungen, Wohngrup-

pen für Menschen mit Behinderung im Sinne von SGB IX, Kinder- und Ju-

gendwohnheimen oder vergleichbaren Einrichtungen [Heim]) oder in der 

ambulant unterstützten Einzel- oder Gruppenbetreuung, wenn diese als 

Präsenzleistung durchgängig für 24 Stunden täglich erfolgt, oder in der Hei-

merziehung nach § 34 SGB VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro mo-

natlich, wenn dort ein überwiegender Teil der Menschen mit durchgängigem 
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Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird; 

überwiegt der Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder 

Betreuungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich.“ 

b. Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa. Nach der Angabe „S 7“ werden die Wörter „, Entgeltgruppe S 8a bei 

Tätigkeiten der Fallgruppe 2“ eingefügt, 

bb. die Angabe „40,90“ wird durch die Angabe „65,00“ ersetzt. 

18. Nach der Protokollerklärung Nummer 1 wird folgende neue Protokollerklärung 

Nummer 1a angefügt: 

„1a. 1Beschäftigte, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiterin/Praxis-

anleiter in der Ausbildung von Erzieherinnen/Erziehern, von Kinderpflege-

rinnen/Kinderpflegern, von Sozialassistentinnen/Sozialassistenten oder 

von Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspflegern übertragen sind 

und die die übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen Anteil von mindestens 

15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, erhalten für die Dauer dieser 

Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich. 2Die Zulage wird 

nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt 

oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 haben.“ 

19. In der Protokollerklärung Nummer 3 werden die Wörter „Erzieherinnen/Erzie-

hern,“ durch die Wörter „Erzieherinnen/Erziehern oder Kinderpflegerinnen/Kin-

derpflegern“ ersetzt sowie hinter dem Wort „Schulkindergärten,“ die Wörter 

„Ganztagsangeboten für Schulkinder,“ eingefügt. 

20. Die Protokollerklärung Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

a. Buchstabe f wie folgt gefasst: 

„f) Tätigkeiten einer Facherzieherin/eines Facherziehers mit entspre-

chender abgeschlossener Fort- bzw. Weiterbildung im Umfang von 

mindestens 160 Stunden,“ 

b. Der Angabe „160 Stunden,“ werden folgende neue Buchstaben g und h 

angefügt: 

„g) Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von mindestens 15 Prozent 

von Kindern und Jugendlichen mit einem erhöhten Förderbedarf, 
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h) Tätigkeiten von Beschäftigten, die vom Arbeitgeber zur insoweit erfah-

renen Fachkraft nach § 8a SGB VIII (Kinderschutzfachkraft) bestellt 

worden sind.“ 

21. Die Protokollerklärung Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige Kalenderjahr 

grundsätzlich die Zahl der vom 1. Januar bis 31. Dezember des vorangegange-

nen Kalenderjahres vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde 

zu legen. 2Eine Unterschreitung der maßgeblichen je Tag gleichzeitig belegbaren 

Plätze von nicht mehr als 7,5 v.H. führt nicht zur Herabgruppierung. 3Eine Unter-

schreitung um mehr als 7,5 v.H. führt erst dann zur Herabgruppierung, wenn die 

maßgebliche Platzzahl drei Jahre hintereinander unterschritten wird. 4Die Unter-

schreitung der maßgeblich je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze führt auch dann 

nicht zu einer Herabgruppierung, wenn aufgrund von zu betreuenden Kindern mit 

erhöhtem oder wesentlich erhöhtem Förderungsbedarf entsprechende Betreu-

ungsanforderungen festgestellt werden. 5Eine Unterschreitung auf Grund vom 

Arbeitgeber verantworteter Maßnahmen (z.B. Qualitätsverbesserungen) führt 

ebenfalls nicht zur Herabgruppierung. 6Hiervon bleiben organisatorische Maß-

nahmen infolge demografischer Handlungsnotwendigkeiten unberührt.“  

22. Die Protokollerklärung Nummer 12 wird wie folgt gefasst: 

„12. 1Schwierige Tätigkeiten sind z.B. die  

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 

b) begleitende Fürsorge für Heimbewohnerinnen/Heimbewohner und 

nachgehende Fürsorge für ehemalige Heimbewohnerinnen/Heimbe-

wohner, 

c) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge 

für ehemalige Strafgefangene, 

d) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Beschäftigter mindestens der 

Entgeltgruppe S 9, 

e) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von behinderten Men-

schen im Sinne des § 2 SGB IX, bei denen in mindestens vier der 

neun Lebensbereiche im Sinne von § 118 SGB IX nicht nur vorüber-

gehende Beeinträchtigungen der Aktivität und Teilhabe vorliegen, 

f) Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit, 

g) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Menschen mit multip-

len psychosozialen Beeinträchtigungen. 
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23. In der Protokollerklärung Nummer 13 werden nach dem Wort „Diplompädagoge,“ 

die Wörter „Erziehungswissenschaftlerin/Erziehungswissenschaftler (Ba-

chelor/Master) oder Kindheitspädagogin/Kindheitspädagoge (Bachelor/Master),“ 

eingefügt. 

24. Es wird eine Protokollerklärung Nummer 17 für die Entgeltgruppe S 7 angefügt: 

„17. 1Voraussetzung für die Eingruppierung ist, dass der/die Beschäftigte über 

eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation im Sinne der Werkstättenver-

ordnung nach dem Neunten Buch des Sozialgesetzbuches oder über eine 

der sonderpädagogischen Zusatzqualifikation gleichgestellte Qualifikation 

verfügt. 2Eine Qualifikation im Sinne von Satz 1 kann bis zum 31. Dezember 

2029 durch Teilnahme an geeigneten Fortbildungsmaßnahmen nachgeholt 

werden. 3Vom Erfordernis einer Qualifikation im Sinne des Satzes 1 sind 

Beschäftigte befreit, denen seit mindestens 15 Jahren eine Tätigkeit ent-

sprechend der Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppe S 7 übertragen ist.“ 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt § 3 zum 

1. Juli 2022 in Kraft. 
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Berlin, den 18. Mai 2022 

[Unterschriften der Tarifvertragsparteien] 


